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Die Senker Ratstagung
Stresemann über die Minderheitenfrage

WTB . Genf » L . März (Tel .) In der heutigen Sitz »« « deS
Bölkerbundsrates hielt Reichsminister Dr. Streseman « die mit
großer Spannung erwartete Rede über di« Minderheitenfrage .
Das starke Interesse und die große Spannung für die heute
am Ratstifch beginnende grundsätzliche Aussprache
über das Mtnderheltenproblem aus Grund des beuk-
fchen und des kanadischen Antrages hat einen auffallend star -
ken Andrang von Publikum und Presse gezeitigt .

Der deutsche Außenminister ging einleitend auf die Ent -
wicklnng der Minderheitenfrage in den letzten Jahren ei» . Er
präzisierte den deutsche» Staudpunkt und betonte , wen « eS
sich bei de » Minderheitenbestimmungen un» eine Art Aber-
gangZregime handeln solle, das de» Zweck habe, die Minder -
Helte » in die Mehrheiten ihrer Staaten ausgehe »
zu lasse«, so müsse er dem auf das Bestimmteste wider «
spreche » . Räch längere » Ausführungen , in dene » der Mt -
nister besonders das Berfahre » bei Minderheitenbeschwerden be-
handelte , stellte er dem Rate folgende Borschläse dringend zur
Erwägung :

1. Ei » e Besserung des normale » Verfahrens bei der Be -
Handlung von Minderheitenbeschwerde »,

2 . in Aussicht zu nehmen , daß die bisher geübte Ausschaltung
der beteiligten Nationen bei Mi « derheite » veschwerde» durch
ihre Hinzuziehung ersetzt wird ,

3 . zu prüfen , in welcher Weise der Völkerbund seiner Ga -
rawtiepslicht außerhalb des Gebietes der Petitionen zu ge» ü-
ge» hat.

vr . Streseman « schloß seine Ausführungen mit dem
Hinweis , daß der kulturelle Friede der Völker untereinander' 'irker als Paragraphen für den Frieden wirkten .

*
Die für Dienstag nachmittag angesetzte Sitzung des Völker -

bundsrates zur Erörterung des Minderheitenproblems ausGrund des kanadischen und des deutschen Antrages , war
auf heute , Mittwoch , vertagt worden . Der Grund der
Absage war lediglich darin zu suchen , das ; die Vorprüfungdes Juristenkomitees zu dem litauischen Antrag auf sofortigeZuziehung zu der grundsätzlichen Aussprache über das Min -
derheitenproblem formell noch nicht abgeschlossen war . Schließ -
uch hat das Juristenkomitee den litauischen Anspruch auf so -
fortige Zuziehung zunächst zurückgewiesen . Das Hauptinter -
esse bei der bevorstehenden Debatte , die sich über mehrereSitzungen erstrecken dürfte , konzentriert sich auf die Versah -
rensfrage . Gegenüber deft Strömungen , die Aussprache schonin dieser Tagung in endgültiger Form abzuschließen , wird inden Kreisen der deutschen Delegation eine Erklärung Cham -berlaios unterstrichen , wonach in der gegenwärtigen Tagungeine Lösung noch nicht gefunden werden könne und wahr -
scheinlich ein Studienkomitee mit der Weiterprüfung und Klar -
stelluug des Problems beaustragt werden müsse .

Die kanadischen Vorschläge haben eine Ergänzung er -fahren , vor allem in bezug auf die Behandlung des Dring -
lich .'eitsverfahrens für außerordentliche Fälle , in denen die
Beschwerdeführenden ihre Klagen nicht nur ihrer Regie -
rung , sondern sofort auch dem Generalsekretariat des Völ¬kerbundes «m Duplikat unterbreiten können . U . a . wird be-
stimmt , daß Minderheitenpetitionen nicht nur vom Inlandsaus , sondern auch vom Auslande her an die betreffenden Re -
glerung gerichtet werden können .

Dl Stresemanns Unterredung mit Briand
Streseman « halte am Dienstag in Genf eine einftündigeUnterredung mit Briand . In den Kreisen der deutschenDelegation teilt man , wie aus Genf gemeldet wird , eine vonChamberlain geäußerte Auffassung , daß die Rheinlandfragebeim gegenwärtigen Stand der Pariser Verhandlungen füreine Fortsetzung der Besprechungen noch nicht reif ist.

Internationale Kom«nu »iste« k» nfrre »z i » Basel . Für dienächste Zeit war ein großes kommunistisches Treffen mit in -ternationaler Beteiligung im Tessin geplant worden . An -gesichls der von den schweizerischen Bundesbehörden ergrif -
fenen Maßnahmen sollen die Veranstalter dieses Treffens imTessin abgesagt und dafür ein solches für Basel angesetzthaben . Auch hier soll der internationale Charakter gewahrtbleiben . Der genaue Zeitpunkt steht noch nicht fest .

Regelung älterer staatlicher Renten . Der Reichsrat hat amDienstag u . a . auch einen Gesetzentwurf zur Regelung ältererstaatlicher Renten angenommen . Die Renten der sogenanntenStandesherren werden im einzelnen aufgeführt ; sie werdennormal in Höhe von 8 Prozent aufgewertet , bei Abfindungfür Aufgabe von Grundbesitz auf 25 Prozent . Bei Wertenüber 10 000 Jönl soll ein Senat oes Reichsgerichts und beiWerten darunter das zuständige Oberlandesgericht entscheiden .Das Gesetz wurde gegen die Stimme Bayerns angenommen .Der Bauvertrag für den neuen Bölkerbundspalast in Genf ,

auftrag erhalten haben , sind Nenot , Frankreich , Flegeaheimer ,Schweiz , Btoggi , Italien , Lefevre , Frankreich , und Bago , Un -garn . Der Einheitsplan soll noch in diesem Monat dem vonder Völkerbundsversammlung eingesetzten Fünferausschuß zurGenehmigung unterbreitet werden . Die feierliche Grundstein -legung dürfte während der Bolkerbundsversammlung im näch -Pen September erfolgen .

Letzte Nachrichten
Die « eicbsünanzen

Der Notetat im Reichsrat
BDZ . Berlin , 6. März (Sei .) Da » »»mehr feststeht, daßder Reichstag de» gestern vom Reichsrat verabschiedeten

ReichshauShalt für 1S29 nicht mehr bis zum Beginndes neue » Etatjahres zu Ende berate « tan », so hat der Reichs -
finanzminister nunmehr dem Reichsrat eine » sog . Rot etat
zugehe » lassen, d. h. ei» Gesetz, das die Regier » » « ermäch-
tigt , bis zur Verabschiedung des endgültige » Haushaltes dle
notwendige » Ausgabe » im Rahme » des vorjährige » EtatS
zu halten . Die zuständige » Ausschüsse des RetchSr « -
tes werde» sich bereits am Freitag mit dem Notetat beschäf-
tigeu , der dann in der nächsten Woche vom Plenum deS
Reichsrats verabschiedet werde» und dem Reichstag vorgelegt
werde « kan«.

Das Schicksal des vorläufige » Finanzausgleiches
BDZ . Berlin , 6 . März (Tel .) Zugleich mit dem Reich»-

Haushaltsplan für 1929 und den dazugehörige » Steuervorlage »
war dem R e l ch s r a t auch ein Ge ^ tze »tw»rf zur weitere » '
vorläufigen Regelung des Finanzausgleichs
vorgelegt worden . Dieser Entwurf stand am Dienstag «eit aufder Tagesordnung des Reichsrates . Er ist jedoch noch einmal
zurückgestellt worden, da sich die Reichsratsausschüsse« och nicht über seine endgültige Formulierung einig gewordenwaren . Auch über den Antrag der Freien Stadt Hamburg , die
Gemeindegetränkesteuer wieder einzuführe «, ist
also noch keine Entscheidung im Reichsrat gefalle » .

Die Revolution in Mexiko
Ein Sechstel der Armee meuter .

WTB . New Bork , 6. März (Tel . ) Nach den letzte,» Mel -
dünge » ist der Staat Chih « ahua zu den Aufständi »
sche » ttbergegange » . „Herald and Tribüne " erfährt
daß in Monterey eine Art Waffenstillstand zwischen de »
Anhängern der Regierung und den Aufständischen herrsche.
Jene hallen das Gefängnis , diese de » Sladtplatz besetzt.

Nach einer Meldung aus der Stadt Mexiko unterstütztetwa ein Sechstel der Armee , 19 009 Mann von 60 909 , den
Aufstand . Bei bei» meisten Gefechten kommen nur einige Hun -
dert Mann , höchstenfalls einige Tausend , in Frage . Der mexi -
kanische Botschafler in Washington erklärte : Der Marsch Obre »
gons im Jahre 1929 gegen die Hauptstadt dauerte eineinhalbJahre , die Gefahr eines baldigen Angriffes auf Mexiko Cityist daher nicht allzu groß.

Aus M e x i k a l i wird gemeldet, die Stadt San Louis
im Staate Souora sei von den Regierungsiruppen ohne Blut -
vergießen eingenommen worden.

Amerika und die Revolution i» Mexiko
WTB . London , 6 . März . (Tel . ) „Times " schreibt in einemLeitartikel zum mexikanischen Aufstand : Es ist bezeichnend ,daß Präsident Hoover zu verstehen gegeben hat , das Verbot ,Waffen nach Mexiko auszuführen , bleibe in Kraft . Dies be-deutet , daß die Aufständischen , abgesehen von geschmuggelten ,keine Waffen von den Vereinigten Staaten erhalten werden ,während die mexikanische Regierung in der Lage sein wird ,allen Kriegsbedarf zu erhalten , den sie braucht, um den Auf -stand zu unterdrücken . Amerikanische Bankiers sind eben -

falls bereit , jede finanzielle Unterstützung zu gewähren , diezu dem gleichen Zweck notwendig sein könnte. Portes Gilund sein Kriegsminister Calles können daher zuversichtlichsein .

Feldmarschall Robertson warnt vor den»
Nüstungswettbewerb

WTB . London, 6 . März . (Tel .) Feldmarschall Sir WilliamRobertson äußerte gestern abend in einer Rede eine ernsteWarnung gegen den zunehmenden Rüstnngswettbewerb unddie Gefahr eines neuen Weltkrieges . Er sagte : Obwohl derKrieg von allen Nationen jetzt mehr oder weniger verurteiltwird , gehen die Vorbereitungen für den Krieg in der frü -Heren Weise vonstatten . Frankreich und Italien haben un -
gefähr ebensoviel Mann unter den Waffen wie 1914. Deutsch -land beschwert sich dauernd über das , was es seine wehrloseStellung nennt , und die militärischen Beschränkungen , die
Deutschland in Versailles auferlegt wurden , können nichtmehr lange aufrechterhalten werden . Andere mitteleuro -
päische Nationen sind stark bewaffnet und bereit , sich gegen -
seitig an die Kehle zu springen . Amerika hat den Kellogg -
Pakt angenommen . Dies hat jedoch nicht gehindert , daß es14 weitere Kreuzer bauen wird.

Der Papst au die deutsche Zentrumspartei . Papst Pius Xl .hat durch ein längeres Telegramm des KardinalstaatssekretärsGaspari an den Prälaten Kaas der deutschen Zentrumsparteifür ihre Glückwünsche zum Friedensschluß zwischen Kirche undStaat herzlich gedankt und insbesondere die Verdienste derdeutschen Zentrumspartei durch ihr Eintreten für die Rechtedes Heil . Stuhles anerkannt und den katholischen Mitgliedernder Partei seinen Segen erteilt .

Zur Kritik am IRcicbsetat
Zum Thema Finanzpolitik und Subventionen haben wirin diesen Tagen aus einer Artikelserie des Karlsruher „Volks -

freund " das Wesentliche wiedergegeben . Mit dem gleichenThema und der Ausqabenkontrolle beschäftigte sich dieser Tagedie „ Franks . Ztg .". In einem Artikel wird ausgeführt :
Die Sparsamkeit bei der öffentlichen Haushaltsführung muß ,wenn ein nachhaltiger Erfolg erzielt werden soll, nicht nurdie Bemessung der Ausgabensätze im Etat bestimmen , sondernauch die Bedingungen , unter denen die damit bedachten Behör -den von den Ausgabeermächtiguugen Gebrauch machen dürfen .Es genügt nicht , opulenten Bewilligungen einen Riegel vor -zuschieben , es muß auch dafür gesorgt werden , daß von densparsam bemessenen Bewilligungen kein Pfennig ausgegebenwerde , der nicht durch den Bewilligungszweck gedeckt und zu -gleich rationell verwendet wird . Durch die Novelle zur Haus -Haltsordnung versucht die Regierung den Wünschen des Reichs -tags nach schärferer Begrenzung der Ausgabevollmachten derBehörden und strengerer Kontrolle der gesamten Fmanzwirt -schast des Reiches entgegenzukommen . Daß auf diesem Feldenoch vieles zu bessern ist, beweist auch ein Blick in den neuenHaushaltsplan für 1929 , der eine Trübung des Etatbildesdurch Ausnahmeklauseln dartut .

In den vorausgegangenen Jahren nahm die öffentliche Kri¬tik vor allem daran Anstoß , daß im Reichsetat von den Aus -nahmeklauseln der Haushaltsordnung in einem Umfang Ge -brauch gemacht wurde , der sachlich nicht zu rechtfertigen warund die Gefahr unrationeller Geldausgabe und geheimerFondsbildung notwendig in sich schloß. Es handelte sich dabeizunächst um die Klausel der übertragbarkeit , die ermöglicht ,daß unverweudet gebliebene Reste von einem auf das andereJahr weitergeschoben werden , ferner um die gegenseitige Dek -kungssähigkeit von Bewilligungen , die die Überschreitung einerBewilligung durch Inanspruchnahme der anderen gestattet , so -dann um die Abweichung vom Bruttoprinzip , die durch dieKlausel „Einnahmen fließen den Mitteln zu " die Klarheitdes Etatbildes trübt und bestimmte Einnahmequellen von derparlamentarischen Bewilligung unabhängig macht , schließlichum die Einrichtung der sogenannten Selbstbewtrtschaftungs -fonds , wobei der bedachten Dienststelle die Mittel einfach imganzen überwiesen werden , ohne daß sie für die Verwendungim einzelnen regelmäßig Rechenschaft abzulegen braucht . Esist bekannt , daß alle diese AuSnahnteklansel » vor allem imReichswehretat eine Rolle spielen .Der Etat für 1929 läßt nicht erkennen , daß gegenüber frü -Heren Jahren hier eine Einschränkung erfolgt wäre , im Gegen -teil , es ist verschiedentlich sogar eine weitere Verschlimmerungfestzustellen , wie folgende Zusammenstellung zeigt :
1929 1928

(Millionen Reichsmark )übertragbare Ausgaben
davon fortdauernde
darunter Reichsheer
darunter Marine

Deckungsfähige Ausgaben
darunter Reichsheer
darunter Marine

877.7
504.8
143,3
48,1

348.8
33.0
03,0

667.9

(nur im Reichs-

121,6 |
38,21

44,2
43,1 )

U /

1116,6
379,4
135,8
46,6

343,0
42,6
57,6

522,8
149,0

45,2
45,2

Abweichung vom Bruttoprinzip
darunter Reichsheer
darunter Marine

Selbstbewirtschaftungsfonds
wehretat )
Reichsheer
Marine
Bei den fortdauernden Ausgaben des ordentlichen HausHalts machen die übertragbaren Bewilligungen im Jahre 19295,2 Proz . der gesamten Bewilligungen aus . Da alle ein -maligen und alle außerordentlichen Ausgaben ohnehin vonHause aus übertragbar sind , streift auch in diesem Jahre dieGesamtsumme der übertragbaren Fonds an eine Milliardenahe heran . Bei der Reichswehr , deren Gesamtetat 703,9 Mil -lionen Reichsmark beträgt , machen die übertragbaren Aus -gaben (einmalige und fortdauernde ) nicht weniger als 230ZMillionen oder rund 40 Proz . aus . Der Übelstand wird , wieman weiß , noch verschlimmert , wenn mehrere Ausnahmeklau -seln bei den gleichen Bewilligungen zusammentreffen . Auchhier schlägt der Reichswehretat jeden Rekord . So sind an einerStelle sechs Posten mit zusammen 26,5 Millionen zugleich zurSelbstbewirtschaftung überwiesen und alle gegenseitig als

deckungsfähig erklärt . An einer anderen Stelle findet sich die
gleiche Verkoppelung für acht Posten mit zusammen 6,5 Mil -lionen . Häufig genug findet sich auch die Verbindung der
übertragbarkeitsklaufel mit der Deckungsfähigkeit ; in anderen
Fällen trifft die Abweichung vom Bruttoprinzip mit einer an -
deren Ausnahmeklausel zusammen . Auch außerhalb des Reichs -
Wehretats wird beträchtlich gesündigt , so zum Beispiel , wennim Kriegslastenetat die beiden (gegenüber den früheren Iah -
ren allerdings beträchtlich verminderten ) sogen . Sammelfondsvon 2 .5 und 2,7 Millionen als gegenseitig deckungsfähig erklärtoder wenn der ebenso berühmte Fonds zur Abwicklung des
Krieges und der Demobilmachung für übertragbar erklärt und
gleichzeitig bestimmt wird , daß bei diesen Fonds die Einnah -men den Mitteln zufließen . Die Verbindung der Deckungs -
klaufel mit der Übertragbarkeitsklaufel soll nach der Novelle
zur Saushaltsordnung vom nächsten Etatjahr an verboten
sein .

'
Das ist immerhin ein Fortschritt ; aber es wäre keineallzu schwere Ausgabe für den Reichstag , schon in dem Etatfür 1929 eine Reihe solcher Ausnahmezusätze zu streichen undso das Etatbild zu vereinfachen und die Kontrolle zu erleich -tern .

Wie notwendig eine strenge Kontrolle der Haushaltsführungist , zeigt auch die unheimliche Höhe, zu der die vom Reiche ge-
gebenen Kredite und Garantien angewachsen sind. Allen * dieSumme der direkten , durch den Etat bewilligten Kredite hatteam 1. Juli 1928 die Höhe von 1158 Millionen Reichsmark er -



reicht. Nach einer . Zusammenstellung , He dem finanziellen
Uberblick über den neuen Hanshaltsplan beigegeben ist, ver -
teilten sich diese Kredite auf folgende Gruppen :

1 . Kredite :
in . Spiitcst «

MM Nrichsmar -

1941

, 958
1047

1973

Landwirtschaft (Förderung der Fischerei,
Winzerkredite . Meliorationen . landwirt¬
schaftliches Notprogramm ) 107

Industrie , Handel « nd Gewerbe ( Rhein -
metall , Röchling , Oberfchlesische Hütten -
werke , Ostpreußen kcedit ) 58 .

Schiffahrt (Binnenschiffahrt und Werften ) 49
Luftschiffahrt (Kredite an Flugzeugwerke

usw . ) 9
Milderung der Arbeitslosigkeit (wertschaf-

sende Arbeitslosenfürsorge , Darlehen an
die Reichsbahn usw . ) 33V

Wohnungsfürsorge « nd Siedlung (Förde -
rung des Kleinwohnungsbaues (187 Mill .) ,
landwirtschaftliche Siedlung , Flüchtlings -
Wohnungen usw . ) 373 —

Besetztes Gebiet (für Bauten und Behe -
bnng von Notständen ) 71 —

Sonstiges (darunter 147,5 Mill . Darlehen
aus Entschädigungsfonds , di » nach dem
Kriegsschädenschlußges . verrechnet werden ) 151 —
Im ganzen sind 695 Millionen aus Mitteln de» auherordent -

lichen Haushalts gegeben worden . Der größte Teil davon be-
steht aus langfristigen Tilgungsdarlehen . Aus dem ordent -
lichen Haushalt kommen nach Absetzung der zu verrechnenden
Entschädigungsdarlehen etwa 402 Millionen in Betracht , aus
denen an Zins - und Tilgungsbeträgen jährlich etwa 49 Mil -
lionen erwartet werden ; ein entsprechender Betrag ist bei den
verschiedenen Ressorts im Etat für 1929 eingesetzt .

Zu den Etatkrediten kommen dann noch die sogenannten
Kassenkredite, die der Finanzminister jeweils aus den berei -
ten Kassenbeständen des Reiches gegeben hat . Der größte
Posten ist der Düngemittelkredit , der über die Preußenkasse
an die Landwirtschaft geflossen ist und demnächst wohl zur
Hälfte in eine Reichsbeteiligung bei der Preußenkasse umge -
wandelt wird , während die andere Hälfte noch einige Jahre
stehen bleiben wird ; diese Hälfte müßte dann allerdings ,
ebenso wie die Reichsbeteiligung , durch eine besondere Ge -
setzeSvorlage nachträglich etatistert werden . Ähnliches gilt für
die namhaften Kassenkredite , die das Land Hessen zur Be -
Hebung seiner finanziellen Notlage erhalten hat . Auch die zum
Ankauf von Reichsanleihen zum Zwecke der Kursftützung aus -
gegebenen Beträge stellen indirekte Kassenkredite dar , soweit
sie die alljährlich im Etat zur Kursstützung bewilligten Sum -
men überschreiten .

Ungefähr ebenso hoch wie die Summe der Etatkredite ist
die der vom Haushaltsausschuß des Reichstags bewilligten Ga -
rantien , nämlich 1189 Millionen Reichsmark . Diese Garan -
tien verteilen sich auf folgende Gruppen :

2. Garantien
In Mill .

Reichsmark
Landwirtschast (Landkraftmaschinen , Flachswirt -

schast, Düngemittelkredite , Viehverwertungsgesell -
schaften usw . ) IIb

Handel nnd Gewerbe (Russenkredite , Exportkredit -
Versicherung usw ., Vulkan , « chichau, Mannes -
mann , Mechernicher Werke , Oberfchlesische Berg -
bau -A . -G . ) 300 .5

Schiffahrt (Ostpreußenwerk , Neckar - A.- G ., Rhein -
Main -Donau - A . - G . , Tank - Dampfer ) 68,5

Wohnungs - „ nd Siedlungswesen (Kleinwohnungen
für Reichsbedienstete u . Kriegsbeschädigte , Flucht-
ljngsansiedlung , Kleinwohnungsbau ) 295

Besetzte Gebiete (Heilbäder usw . ) 8
Deutsche Bcamtengcnoffenschaftsdank 2,1

Zu diesen Beträgen tritt dann noch die Divideudengara »tie
von 7 Proz . auf 400 Millionen Reichsmark Vorzugsaktien der
Reichsbahn , die in der offiziellen Zusammenstellung mit 400
Millionen Reichsmark angesetzt , aber nach Lage der Dinge
wohl nur nominell ist. Auch die Bürgschaft für Flüchtlings -
siedlungen in Höhe von 70 Millionen ist noch nicht in An -
spruch genommen , ferner von den Bürgschaften für Klein -
Wohnungsbau bisher nur ein Betrag von 45 Millionen von
den insgesamt bewilligten 200 Millionen . Von den landwirt -
schaftlichen Düngemittelkredite » sind 30 Millionen bereits ab -
gedeckt . Zieht man die Dividendengarantie für die Reichs -
bahnvorzngsaktien , die noch nicht endgültig übernommen , und
die abgewickelten Bürgschaften von der Gesamtsumme ab , so
bleibt ein Betrag von 513 Millionen übrig . Wie groß das
darin steckende Risiko tatsächlich ist, ist schwer zu beurteilen .
Aus den Düngeinittelkrediten ist das Reich bisher mit 50 000
Reichsmark in Anspruch giMommen worden , aus den Export -
trediten mit 15000 JtHt , aus der Bürgschaft an die Beamten -
zenossenschaftsbank mit 1,1 Millionen Reichsmark . Dagegen
lM die Bürgschaft für die Bulkanwerft das Reich mindestens
4,8 Millionen gekostet , wenn nicht mehr ; bei dem Schichau -
kredit wird es nicht billiger davonkommen , aus dem Mannes -
mannkredit ist es mit 9,3 . aus den Winzerkrediten in der vol-
ten Höhe von 30 Millionen in Anspruch genommen worden .
Die ämtliche Darstellung gibt ohne weiteres zu , daß sich als
am risikoreichsten die Garantien für Kredite an einzelne In -
dnstriennternehnningen erwiesen haben , also die sogenannten
Snbventionskredit ».

Dieses peinliche Ergebnis der Subventionsbürgschaften und
- kredite bestätigt natürlich vollkommen die immer wie -
der an solchen Aktionen geübte Kritik und rechtfertigt erneut
die Forderung , daß der Reichstag keinem Kredit und keiner
(Garantie mehr zustimme , die nicht in einer ordentlichen Ge -
setzesvorlage an ihn gebracht wird . Kredite und Bürgschaften
für einzelne Unternehmungen sollten überhaupt in Zukunft
weder von der Regierung angefordert noch vom Reichstag be-
willigt werden .

Große Landwirtschaftliche Wanderausstellung
München

Die Stadt München besitzt in der Theresienwiese wohl das
schönste und zweckmäßigste Ausstellungsgelände in ganz Europa .
Inmitten der Landeshauptstadt gelegen , überragt vom ehernen
Standbild der Bavaria , bietet sich hier eine große freie Aus -
stellungsfläche , die in jeder Hinsicht die besten Verkehrsbedin -

gungen aufweist . Die Ausstellung (4. bis 9. Juni ) wird eine
Fläche von insgesamt 40 Hektar einnehmen . Dieses große Ge -
lände ist nach dem Stand der Anmeldungen von Ende Februar
bereits vollkommen belegt . Der Haupteingang liegt an der
Nordspitze des Platzes . Der Fußweg vom Südbau des Haupt -
bahnhoss beansprucht nicht mehr als 10 Minuten . Im übrigen
ist die Verwaltung der Münchener Straßenbahn in der Lage ,
den zeitweise erwarteten Zustrom von 80 000 bis 100 000 Be «
suchern glatt zu bewältigen » >-'.d wieder in die Stadt zurück-
zuführen . Der WohnungSnachweis liegt in der Hand der
Kongreß - und Verkehrsstelle München ( Hauptbahnhof , Südbau ) ,
Fernsprecher 58493 ; Drahtanschrift : Kongreßverkehr München .
Bei dem zu erwartenden Massenbesuch empfiehlt es sich, schon
jetzt eine Wohnung zu bestellen.

Der £ t * t vor dem IReicfcerat
Annahme des Haushalts und der Steuervorlagen

Der Reichsrat beschäftigte sich am DienstagnachmittaF in
einer Vollsitzung mit dem Reichshanshalt für 1929 . Der preu -
ßifche Ministerialdirektor Dr. Brecht erstattete den Bericht der
Ausschüsse . Er führte u . a . aus : . . . .

Die Kassenlage ist zur Zeit die dringendste Sorge . Wir
sind jetzt tatsächlich so weit , daß über die zulässigen Betriebs -
kredite hinaus die gesamten offenen Anleiheermächtigungen
im Wege kurzfristigen Kredits voll flüssig gemacht werden müs -
se» . Die Ausschüsse haben eine etwa mögliche Mithilfe von
Länderseite angeboten und empfohlen , jede verschiebbare Aus -
gäbe über den ••! . April zu verschieben . Als Entlastung für
1929 ist eine innere Anleibe im Werte von 164 Millionen bei
den Trägern - der Invalidenversicherung vorgesehen . ' Im
Reichsrat hat sich jedoch eine entscheidende Änderung ergeben .
Die steigende Arbeitslosigkeit hat das Reich genötigt , der Reichs -
anstatt aus Kassenmitteln Darlehen von mehr als 100 Mil -
lionen zu geben . Sie wird im nächsten Winter auch bei nor -
maler Arbeitslosigkeit mindestens 150 Millionen vom Reiche
entleihen müssen . Reichsregierung und , Reichsrat haben es
für notwendig gehalten , daß das 1.50? Millionen - Darlehen in
den außerordentlichen Haushalt eingesetzt und die bei der In -
validenversicherung aufgenommene Anleihe hierfür verwandt
wird . Der außerordentliche Haushalt hat mithin im Reichs -
rat eine vollständige Umgestaltung erfahren .

Das Gleichbleiben der realen Ausgabe » ist der charakteri -
stische Punkt des neuen Haushalts . Mit dem Nachtragshaus -
halt ergab sich insgesamt eine Verschlechterung um 797,1 Mil -
lionen Reichsmark . Die Ansätze für die Einkommensteuer , Kör-
perschastssteuer und Umsatzsteuer lassen die in der Wirtschaft
zur Zeit drohend empfundene Gefahr besonderer Krisen be-
wüßt außer Betracht . Der Ansatz für die Zölle setzt dagegen
eine weniger gute Ernte voraus , «sine sichere Deckung ist das
nicht. Es handelt sich trotz der hohen neuen Steuern nur um
eine vorläufige Balance mit der Gefahr eines Fehlbetrages .

Die Steuervorlagen wurden mit Mehrheit angenommen .
Ihr Ersatz durch Die Umsatzsteuer abgelehnt . Die Senkung der
Einkommensteuer für mittlere Einkommen wurde als für den
einzelnen wenig fühlbar , aber fiskalisch einschneidend abge -
lehnt . Die Kürzung der Überweisung an die Länder und Ge -
meinden wird von den Ländern besonders schwer empfunden .
Es wird in Wahrheit ein dem Reich drohendes Defizit auf
die Länder abgewälzt . Das Problem des Finanzausgleichs
muß tiefer angefaßt werden , als es dnrch eine ersatzlose mecha-
nische Kürzung geschieht.

1929 wird mit Recht als Notjahr bezeichnet . Im Bereich
realer Möglichkeiten gibt es für die nächsten Jahre nur eine
mögliche Entlastung , d . i. die Senkung der Reparationslast und
die Räumung des besetzten Gebiets .

Reichsfinanzminister Dr. Hilscrding gab im Na,neu der
Reichsregierung die Erklärung ab , daß sich die Regierung mit
dem Vorschlag der Reichsratsausschüsse in einigen Punkten
nicht einverstanden erkläre und dort Toppelvorlagen machen
werde . Vor allem richte sich der Widerspruch de^ Reichsregie -
rung gegen die Ausfüllung des Leertitels über die Osthilfe
mit 25 Millionen Reichsmark , Reichswehrminister Gröner be¬
dauert die vorgeschlagenen Streichungen an den Reiseaus -
gaben .

Ein Antrag Bayerns , die Deckung des Fehlbetrags des
Reichshaushalts allein durch eine Erhöhung der Umsatzsteuer
auf 1 v . H . vorzunehmen , wird mit 48 gegen 20 Stimmen
abgelehnt . Die Ausschußvorlage über die Änderung des Bier -
steuergesetzes wurde mit 41 gegen 27 Stimmen angenommen .
Ebenso wurde mit großer Mehrheit die Ausschutzvorlage zum
Branntweinmonopol angenommen . Hierbei gab auf Wunsch
der badischen Regierung der Präsident der Reichsmonopolver -
waltung die Zusage , daß den kleinen Brennereien Erleichterun -
gen gewährt werden sollen . . ^

Ferner wurde angenommen der Entwurf des Ausschusses
zur Änderung der Erbschaftssteuer mit 38 gegen 30 Stirn -
men . Der Regierungsentwurs über die Senkung des Einkom -
mensteuertarifs bei den mittleren Einkommen wurde , abgesehen
von einigen nebensächliche » Bestimmungen , abgelehnt . Nach-
dem dann noch ein bayerischer Antrag auf Streichung des
Vermögenssteuerzuschlags mit 43 gegen 26 Stimmen abgelehnt
worden war . stellte der Reichsfinanzminister fest, daß damit
der Haushalt vom ReichSrat angenommen worden ist .

Stürmische Landtagssttzungen
In der Eröffnungssitzung des Hessischen Landtags kam es ,

am Dienstag zwischen den Kommunisten und dem Präsiden -
ten zu einem scharfen Zusammenstoß , weil dieser die kom-
munistischen Erwerbslosenantrngc nicht auf die Tagesordnung
gesetzt hatte . Der Präsident schlug vor , die Erwerbslosen «» -

träge auf die Tagesordnung vom Mittwoch zu setzen. Hier -

gegen wurde von den Kommunisten Einspruch erhoben . Der
Dringlichkeitsantrag wurde jedoch abgelehnt . Infolgedessen
erhob sich aus den Tribünen ein ungeheurer Lärm , und die

Abgeordneten wurden in Zurufen beschimpft . Der Präsident
unterbrach die Sitzung und lieh die Tribünen , auf denen sich
zahlreiche Erwerbslose befanden , räumen . Die Erwerbslosen
rotteten sich dann vor dem Landtagsgebäude zusammen , so
daß die Verkehrspolizei Ordnung schaffen mußte .

Im Preußischen Landtag wurde am Dienstag ein deutfch -
nationaler Mißtrauensantrag gegen den Innenminister ab¬

gelehnt . Ein Flaggeninitiativgesetz wurde in dritter ^.efung
angenommen . Dabei kam es zu einem erregten Zwischenfall .
Das Gesetz will die Beflaggnng der kommunalen Dienstge -
bäude sowie die Beflaggung der öffentlich - rechtlichen Kör -

perfchaften mit Ausnahme der Kirchen in den staatlichen un «

ordnungsbereich einbeziehen . In einer sehr scharfen Polemik

gegen dieses Gesetz sprach der deutschnationale Abg . Steuer

schließlich vom „Revolutionsgesindel von 1918 " usw . - umili¬

tärische Szenen setzten ein ; insbesondere Sozialdemokraten
nnd Kommunisten drangen gegen das Rednerpult vor und

schrien : „Raus mit dem Burschenl "
. Tätlichke,ten wurden

nur dadurch vermieden , daß Präsident Bartels seinen Stuhl
verließ und damit das Zeichen zur Unterbrechung der Sit -

zung gab .

über das Volksbegehren des Stahlhelms sprach in München
der Führer dieser Organisation , Franz Seldte . Das Volks -

begehren sei auf eine möglichst einfache «5vrm gebracht und

enthalte nur zwei Forderungen , nämlich eme Verstärkung der

Befugnisse des Reichspräsidenten und die Aushebung der ym - .
munität der Abgeordneten bei Vergehen des Landesverrats .
Der Reichspräsident soll sein Kabinett selbst zusammenstellen
oder entlassen können .

Die Einfuhrbeschränkung für amerikanische Gerste . Di «

Geltungsdauer der Verordnung über die Einfuhr von Gerste
aus den Vereinigten Staaten ist bis zum 31 . Mm 1929 ver-

längert worden .
Der deutsche Bierverbrauch . Die im deutschen Zollgebiet ver.

steuerten Biermengen sowie die steuerfrei gew ^ en Stengen
betrugen im letzten Vierteljahr 1928 12 606 000 Hektoliter

gegen 11186 000 Hektoliter im entsprechenden Zeitraum des

Vorjahres . 97,1 Proz . waren Vollbier , 1,7 Proz . Emfachmer
und 0,2 Proz . Starkbier .

Trauerfeier für Wilhelm von Bode . Im Kaiser - Wilhelm -

Museum zu Berlin fand Dienstag mittag eine Trauerfeier
für den verstorbenen Wilhelm von Bode statt.

H ^ dfisdier Tc ^fl

. Wadiswe Verkassungskeier
Aus Anlaß des 10jährigen Bestehens der badischen Ver .

fassung wird am Donnerstag , den 21. März 1929, abend «
8 Uhr , in Karlsruhe , im großen Festhallesaal , unter Mitwir .
kung des Badischen Landestheaterorchesters (Leitung : Gene »
ralmusikdirektor Josef KripS ) eine öffentliche Feier stattfinden ,
bei der Landtagspräsident Dr. Baumgartner die Festansprach«
halten wird .

Vadiscder Landtag
Der Haushaltsausschuß

beschäftigte sich am Dienstag vorwiegend mit den Zouanträ -
gen des Zentrums zugunsten der Landwirtschaft , deren Be -
ratung kürzlich vertagt worden war . Sie werden begründet
mit der Notlage der Landwirtschaft und mit dem Hinweis
auf die Stellungnahme der Regierung bei den kommenden
Reichsratsverhandlungen . Von sozialdemokratischer Seite
wurden die Anträge aus grundsätzlichen Erwägungen abge -
lehnt .

Ein Zeutrumsabgeordneter erklärte zur Begründung des
Antrages auf günstigere Viehzölle , die Agrarkrise habe ihre
Hauptursache in den niederen Preisen für Vieh und sonstige
landwirtschaftliche Erzeugnisse . Auch sei der Absatz von Vieh
viel zu schleppend . — Der Fleischzollantrag wurde mit allen
gegen 4 sozialdemokratische Stimmen angenommen .

Weiter behandelte der Ausschuß den Zentrumsantrag auf
einen höheren Zuckerzoll . Zur Begründung wird ausgeführt ,
daß die Zollerhöhung namentlich im Interesse der Landwirt -
schaft des badischen Unterlandes liege und eine Steigerung
des Verkaufspreises nach Lage der Verhältnisse ausgeschlos -
sen sei . — Der Antrag fand gegen die Sozialdemokraten An -
nähme , bei Stimmenthaltung der Demokraten .

Das Zentrum beantragt schließlich eine günstigere Fest -
setzung der Zollsätze für Weizen , Roggen und Hafer , und
verlangt außerdem , daß die Reichsregierung auf eine stär -
kere Verwendung inländischen Getreides bei den deutschen
Mühlen hinwirken solle . Wie aus dem Bericht des Abg . H» f-
Heinz hervorgeht , wird die Hälfte des in Deutschland zur Ver -
mahlung kommenden Weizens mit 25 Millionen Doppelzent -
ner aus dem Auslande eingeführt .

An der Aussprache beteiligten sich die Vertreter aller Par -
teien . Es kam zum Ausdruck , daß infolge der völlig unzu -
länglichen Preise der Getreideban im Vergleich zur Vorkriegs -
zeit gänzlich unrentabel geworden sei . Bei einer Steigerung
der Produktionskosten um mindestens 60 bis 70 Prozent
seien die Getreideverkaufspreise gegenüber der Vorkriegszeit
ungefähr die gleichen geblieben . Dabei ist die Getreidepro »
duktion gewissermaßen das Rückgrat der deutschen Landwirt -
schaft ; auch in verschiedenen Gegenden Badens spielt er heute
noch eine ausschlaggebende Rolle .

Schließlich wurde auch dieser Antrag des Zentrums mit
allen gegen die sozialdemokratischen Stimmen angenommen .

4« jähriges Dienstjubiläun »
Einer der verdientesten badischen Schulmänner , Ministerial -

rat Dr. phil . h . c . Kunzer , der bis zu seiner Berufung ins
Ministerium im Jahre .1914 an verschiedenen badischen Gym -
nasien mit Erfolg gewirkt hat , konnte auf eine 40jährige Tä °
tigkeit im Staatsdienste zurückblicken . Er ist Referent für die
Gymnasien unseres Landes und verantwortlicher Leiter der
Ministerialabteilung für Körperpflege und Leibesübungen .
Ein besonderes Verdienst hat sich Dr . Kunzer durch die Errich -
tung der altphilologischen Fortbildungskurse in Meersburg er .
worden , wie ihm auch die Gründung der deutsch -griechischen
Gesellschaft in Karlsruhe zu verdanken ist, deren Leitung er
lange Jahre inne hatte .

Ans der badiscken Landwirtschaft
Zum dritten Bauerntag in Rastatt

versammelten sich am Samstag über 800 Bauern , um zu den
lebensnotwendigen Fragen der - Landwirtschaft Stellung zu
nehme » . I

Nach der Begrüßung durch den Vorsitzenden , Güterdirektor i
Büß , Rastatt , nahm zum wichtigsten Referat , der Präsident der
Badischen Landwirtschaftskammer , Dr. Ii . c . Graf Douglas , das
Wort . Er hielt einen für die Versammelten überaus lehr -
reichen Vortrag über ' die zukünftige Gestaltung der Milch¬
wirtschaft in Baden . Im Rahmen des landwirtfchaftliqen
Notprogramms , so führte der Redner u . a . aus , sei auch jetzt
ein Betrag von 8 Millionen Reichsmark für die milchwirt -
schaftlichen Belange zur Verfügung gestellt worden . Nachdem
jetzt auch durch die Gewährung einer jährlichen Hilfe von
20 Millionen Reichsmark für die nächsten fünf Jahre für die
Landwirtschaft Mittel zur Versügnug ständen , müsse nunmehr ,
daran , gegangen werden , in der Landwirtschast aktiv zu reor -
ganisieren . Die badische sowohl wie die deutsche Milchwirt »
schaft sei desorganisiert . Als Beweis hierfür möge dienen ,
daß Deutschland heute gezwungen ist , für über 500 Millionen
Reichsmark jährlich ausländische Milch zu importieren . Dieser
Millionenimport werde überflüssig , wenn die deutsche Land .
Wirtschaft sich auf dem Gebiete der MilchwirtschafS 'zweckmäßig
organisiere . Als Grundlage müsse die Genossenschaft dienen .
Sie allein wird in der Lage sein , alle Mißstände zn beseitigen .
Heute könnten beispielsweise nur 25 Proz . der Milchproduktion
Abnahme finden , während 75 Proz . weiter verarbeitet werden .
Die Verarbeitung andererseits sei in Deutfchland ^ ur Zeit
durchaus nicht auf der Höhe . Daraus erkläre sich aucl> der
Import ausländischer Milchprodukte. Hier liege für die beut ,
sche Landwirtschaft die zweite große Aufgabe : Die Qualitats .
Verbesserungen unserer Milchproduktion . Der deutsche Kon »

sument wird dann , auch deutsche Ware gern kaufen . Di «
Ausbildung erstklassiger kaufmännischer und technischer Ar .

beitskräste sei hierbei die wichtigste Voraussetzung . Ein wich-

tiger Schritt zur Verbesserung der Milchwirtschaft m Baden
bedeutet die beabsichtigte Schaffung von großen Molkereien
in Offenburg , Baden - Baden und Freiburg . Groß sei die Ar.
beit , so schloß der Redner , aber wir werden sie leisten , weil
wir sie leisten müssen .

Nach einem Referat des Generaldirektors L)r. « ihwoere »,
Freiburg , über die bevölkerungspolitische Bedeutung de>
Bauernstandes sprach Güterdirektor Büß über die Mittel zu»
Linderung der Notlage in der Landwirtschaft des Rastatte »
Bezirkes .

Die Tagung nahm ihr Ende mit einer eingehenden — >»>
kussion.

*
Ausgezeichnete Qualitäten der Kaiserstühler Weine . A«

Freitag fand in Jhringen unter sehr zahlreicher Beschickung
(222 Rummern ) die Weinprämiierung des Kaiserstühler Wem -
bauvereins statt . Die Qualitäten waren durchweg vorzüglich .
Es konnten über 60 erste Preise verteilt werden .

II
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